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Pflanzenproduktion und die LPG Tierproduktion (Beschluß 
des Ministerrates vom 28. Juli 1977 [GBl.-Sdr. Nr. 937]) zur 
Rechtsanwendung ermächtigte Organisationen.5 6 Diese Befug­
nisse der LPG-Organe haben auch unmittelbar Konsequenzen 
für die Arbeit der Gerichte. So sind im gerichtlichen Verfah­
ren nicht nur die entsprechenden Beschlüsse zur rechtlichen 
Gestaltung der LPG-Verhältnisse, sondern auch genossen­
schaftliche Entscheidungen zur Beilegung eines Rechtskon­
flikts zu beachten.

Diese Befugnisse zur Rechtsanwendung durch die LPG- 
Organe schließen die Pflicht des Vorstandes und der Mitglie­
der ein, bei der Klärung von Streitigkeiten aus dem genos­
senschaftlichen Rechtsverhältnis, also der Mitgliedschaft, ver­
antwortungsbewußt zusammenzuwirken. Zwischen den Be­
teiligten ist eine gütliche Einigung anzustreben (§ 42 Abs. 1 
LPG-G). Dafür sind die Möglichkeiten, die die genossen­
schaftliche Demokratie bietet, noch breiter zu nutzen. Bei­
spielsweise können bereits in den monatlichen Versamm­
lungen der Brigaden und Abteilungen (Ziff. 71 Abs. 1 LPG- 
MSt) Rechte und Pflichten geklärt werden.

Auch die Kommissionen des Vorstandes müssen in stärke­
rem Maße zur sachkundigen Klärung von Streitigkeiten ge­
nutzt werden. Dabei sind die unterschiedlichen Bedingungen 
in den LPGs für die schnelle Schlichtung eines Streitfalls, für 
eine gewissenhafte Prüfung der Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen von Rechtskonflikten zu beachten.5

In größeren LPGs könnten sich spezielle genossenschaft­
liche Kommissionen vornehmlich mit der Aufklärung der Ur­
sachen und Bedingungen von Rechtskonflikten befassen und 
dem Vorstand Entscheidungsvorlagen unterbreiten, was zur 
Qualifizierung seiner Leitungstätigkeit beitragen könnte. In 
anderen LPGs übernehmen die Kommissionen für Ordnung 
und Sicherheit solche Aufgaben.

Darüber hinaus hat jedes LPG-Mitglied das Recht, sich 
unmittelbar an den Vorstand oder an die Vollversammlung zu 
wenden und sein Anliegen vorzutragen (§42 Abs. 1 LPG-G). 
Nur diese Organe können unter Beachtung ihrer im Statut 
geregelten Zuständigkeit verbindliche Entscheidungen tref­
fen (Ziff. 61 LPG-MSt).

Die Anwendung des § 42 Abs. 1 LPG-G darf jedoch nicht 
dazu führen, in einem Rechtsstreit die gerichtliche Entschei­
dung davon abhängig zu machen, daß die Streitigkeit vor­
her in der LPG geklärt wird. Das Bemühen um eine genos­
senschaftliche Klärung oder die Entscheidung eines LPG-Or- 
gans ist in einem gerichtlichen Verfahren keine Sachurteils­
voraussetzung. Das gilt nur für bestimmte Forderungen der 
LPG, z. B. für die materielle Verantwortlichkeit eines LPG- 
Mitglieds (§ 40 Abs. 2 LPG-G).

Zuständigkeit der Gerichte in LPG-Rechtssachen

Die Gerichte sind in LPG-Rechtssachen zur Entscheidung von 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten zwischen der LPG und 
ihren Mitgliedern zuständig (§ 42 LPG-G), wenn nicht die 
endgültige Entscheidung der Vollversammlung (Ziff. 61 LPG- 
MSt) oder dem Rat des Kreises (§ 41 GöV) übertragen wurde. 
Für andere Streitigkeiten sind die Gerichte dann zuständig, 
wenn das in Rechtsvorschriften geregelt ist (vgl. §§ 5, 19 GGG; 
§§ 17, 48, 49 SchKO). So entscheiden die Gerichte über Ein­
sprüche gegen eine Entscheidung der Schiedskommission in 
einem erzieherischen Verfahren wegen Verletzung der sozia­
listischen Arbeitsdisziplin durch ein LPG-Mitglied. Hierbei 
handelt es sich um eine nicht vermögensrechtliche Streitig­
keit, und insofern wird § 42 LPG-G konkretisiert.

Demgegenüber sind die Gerichte für die Entscheidung 
über Ansprüche und Streitigkeiten aus dem Sozialversiche­
rungsverhältnis nicht zuständig, obwohl es auch hier vermö­
gensrechtliche Streitigkeiten gibt. Sie ergeben sich aber nicht 
aus dem genossenschaftlichen Rechtsverhältnis, der Mit­
gliedschaft.7

Die spezifische Regelung über die Zuständigkeit der Ge­
richte für die Entscheidung von LPG-rechtlichen Streitigkei­
ten berücksichtigt die Stellung der LPG in der sozialistischen 
Gesellschaft und ihre Befugnis, eigenverantwortlich die ge­
nossenschaftlichen Verhältnisse nach den Grundsätzen der 
genossenschaftlichen Demokratie zu gestalten. Dies schließt 
das Recht der LPG-Organe ein, über bestimmte Rechtsverhält­
nisse und darüber auftretende Streitigkeiten ausschließlich 
zu entscheiden (Ziff. 61 Abs. 2 LPG-MSt, §40 Abs. 2 LPG-G). 
Dazu zählen vor allem die Rechtsbeziehungen zur Verwirk­
lichung der genossenschaftlichen Demokratie und der sozia­
listischen Betriebswirtschaft, die Beschlüsse über die Begrün­
dung und die Beendigung der Mitgliedschaft sowie die Fest­
legungen über die Beteiligung der Genossenschaftsbauern am 
Ergebnis des genossenschaftlichen Wirtschaftens (Vergütungs­

normen). Verstoßen solche Beschlüsse gegen die Gesetzlich­
keit, ist der Rat des Kreises befugt, diese fehlerhaften Ent­
scheidungen aufzuheben, wenn das durch die LPG nicht selbst 
erfolgt (§ 41 GöV).8

Obwohl die Gerichte nur für die Entscheidung von be­
stimmten vermögensrechtlichen Streitigkeiten zuständig sind, 
müssen sie doch den komplexen Charakter der genossen­
schaftlichen Beziehungen beachten. So sind vermögensrecht­
liche und nichtvermögensrechtliche Beziehungen oftmals un­
trennbar miteinander verbunden. Daher ist ein LPG-rechtli- 
cher Konflikt nicht ohne weiteres darauf zu reduzieren, ob 
er vermögensrechtlichen Charakter trägt oder nicht. Die Ge­
richte sind angehalten, die Einheit der Rechte und Pflichten, 
ihre Wechselbeziehungen zu beachten und die Rechtsbezie­
hungen in ihrer Gesamtheit zu beurteilen. So können einige 
vermögensrechtliche Streitigkeiten nur in Abhängigkeit davon 
entschieden werden, inwieweit entsprechende Festlegungen 
in der Betriebsordnung der LPG oder durch andere Festle­
gungen der Vollversammlung getroffen wurden (Ziff. 55 
Abs. 2 LPG-MSt). Hierzu zählen z. B. der Vergütungsanspruch 
für Urlaub oder für Hausarbeitstag, der Anspruch auf Aus­
gleichszahlung bei Schonarbeit für Schwangere und stillende 
Mütter.

Dazu gehören auch vermögensrechtliche Streitigkeiten, die 
eng mit den nichtvermögensrechtlichen verbunden sind, aber 
dennoch eine selbständige Berechtigung haben und eine un­
terschiedliche Zuständigkeit für die Entscheidung von Strei­
tigkeiten durch die Gerichte und die Räte der Kreise ermög­
lichen. In diesen Fällen müssen die Gerichte eng mit den 
Räten der Kreise Zusammenwirken und ggf. eine Stellung­
nahme über die Entscheidung von nichtvermögensrechtlichen 
Angelegenheiten herbeiführen. Hierzu zählt z. B. auch eine 
noch ausstehende Entscheidung der Vollversammlung über 
die Beendigung der Mitgliedschaft als Voraussetzung für den 
Anspruch auf Austragung der Mitgliedschaft aus dem Aus­
weis für Arbeit und Sozialversicherung.

Aufgaben und Wirksamkeit der Rechtsprechung

Bei den Gerichten werden auf dem Gebiet des LPG-Rechts 
vorwiegend solche vermögensrechtlichen Streitigkeiten an­
hängig, die eng mit dem genossenschaftlichen Arbeitsverhält­
nis in Zusammenhang stehen. Es sind Rechtsstreitigkeiten 
über die leistungsgerechte Vergütung (§ 23 LPG-G), über 
Ausgleichszahlungen für Freistellungen und vorübergehend 
ausgeübte Schonarbeit (Ziff. 55 Abs. 2 LPG-MSt i. V. m. 
Ziff. 43, 44, 48 LPG-MBO), über Ersatzansprüche der Genos­
senschaftsbauern gegenüber ihrer LPG (§§ 36, 37 LPG-G) und 
über die materielle Verantwortlichkeit der Genossenschafts­
bauern (§§ 39 f. LPG-G).

Mit der Rechtsprechung haben die Gerichte ihren spezi­
fischen Beitrag zur Verwirklichung der Agrarpolitik des so­
zialistischen Staates zu leisten. Dabei kommt es insbesondere 
darauf an,
— das genossenschaftliche Eigentum als Grundlage der so­

zialistischen Produktionsverhältnisse auf dem Lande vor 
Schäden zu schützen und ökonomische Verluste zu ver­
hindern,

— die Beteiligung der Genossenschaftsbauern am Ergebnis 
des genossenschaftlichen Wirtschaftens nach Menge und 
Qualität der geleisteten Arbeit zu gewährleisten,

— die genossenschaftliche Demokratie zu festigen,
— die Initiativen in der Genossenschaft zur Gewährleistung 

von Ordnung, Disziplin und Sicherheit als Bestandteil des 
sozialistischen Wettbewerbs zu unterstützen,

5 Es ist ein Merkmal sozialistischer Demokratie, wenn bestimmte 
Machtbefugnisse auf dem Gebiet der Rechtsanwendung an gesell­
schaftliche Organisationen übertragen werden (vgl. Marxistisch- 
leninistische allgemeine Theorie des Staates und des Rechts, Berlin 
1976, Bd. 4, S. 311 f.).

6 Die Größe des Betriebes und der vielgliedrig organisierte Arbeits­
prozeß, die umfangreiche Verantwortung des Vorstandes und die 
Struktur der Brigaden, die selbständig Produktionsprozesse ln 
Mehrschichtarbeit durchführen, sind zugleich Faktoren, die eine 
schnelle, differenzierte und sachkundige Beratung, Klärung und 
Entscheidung von Rechtskonflikten durch den Vorstand erschweren 
können.

7 So entscheidet über die Anerkennung eines Unfalls als Arbeits­
unfall die Abteilung Sozialversicherung in den Kreisdirektionen 
bzw. Kreisstellen der Staatlichen Versicherung (8 S der VO über 
die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der DDR 
vom 9. Dezember 1977 [GBl. I 1978 Nr. 1 S. 1]). Ist der Genossen­
schaftsbauer mit der Entscheidung nicht einverstanden, kann er 
sich gemäß 8 Ж der VO Uber die Sozialversicherung an die Kreis­
beschwerdekommission wenden (VO über die Wahl, Aufgaben und 
Arbeitsweise der Beschwerdekommissionen für die Sozialversiche­
rung bei der Staatlichen Versicherung der DDR - Beschwerde­
kommissionsordnung - vom 4. Mai 1979 [GBl. I Nr. 14 S. 106]).

8 Vgl. R. Stedlng, „Rechtsbeziehungen zwischen örtlichen Staats­
organen und LPGs“, NJ 1983, Heft 9, S. 355 ff.


